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  Aktuelle Gerichtsverfahren bzgl. Verfassungsmäßigkeit: 

-  Vorlagebeschluss Nieders. FG v. 21. 8.2013 – 7 K 143/08 
betr. VZ 2007 

-  Aussetzungsbeschluss Nieders. FG v. 22.9.2015 – 7 V 89/14 
betr. VZ 2012 

-  Große Breitenwirkung wegen Vorläufigkeitsvermerk, § 165 I 2 Nr. 3 AO, 
vgl. BMF v. 29.8.2013, BStBl. I 2013, 978 

  Föderalismusreform III: 

–  Volles Eingreifen der Schuldenbremse ab 2020 auf Länderebene 

–  Auslaufen des Solidarpaktes II zum 31.12.2019 
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  Eingeführt durch SolZG v. 24.6.1991, BGBl. I 1991, 1318  
zunächst befristet v. 1.7.1991 bis 30.6.1992 

  Wiedereingeführt als SolZG 1995 durch Gesetz zur Umsetzung des 
Föderalen Konsolidierungsprogramms v. 23.6.1993, BGBl. 1993, 944 

 Gesetzesbegründung BT-Drucks. 12/4401, S. 51: 
„ Zur Finanzierung der Vollendung der Einheit Deutschlands ist ein 
solidarisches finanzielles Opfer aller Bevölkerungsgruppen unausweichlich. 
Die Bundesregierung schlägt deshalb mit Wirkung ab 1. Januar 1995 einen — 
mittelfristig zu überprüfenden — Zuschlag zur Lohn-, Einkommen- und 
Körperschaftsteuer für alle Steuerpflichtigen vor.“ 
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  Gleichheitsrechtliche Bedenken 

−  Unvollkommene Heranziehung von ausländischen Einkünften wegen § 34c 
EStG. 

−  Entlastungseffekt von § 35 EStG in Bezug auf SolZ nicht folgerichtig 

§ 35 EStG nur zur Kompensation der Gewerbesteuer gerechtfertigt. 
Darüber hinausgehende Entlastungseffekte in Bezug auf Zuschlagsteuern 
sind hiervon nicht gedeckt. 

a.A. BFH v. 21.7.2011 II R 52/10  

 Stellt SolZ aber nicht grundsätzlich in Frage  
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  Kompetenz des Bundes gem. Art. 106 I Nr. 6 GG als 

 „Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und Körperschaftsteuer“ 

Problem: Erhebung des SolZ nach 1991/92 ununterbrochen seit 1995    

Fehlende Befristung:                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                           

Befristung gehört nicht zum Wesen der Ergänzungsabgabe 

Vgl. BVerfG v. 8.9.2010 – 2 BvL 3/10 unter Verweis auf BVerfGE 32, 333 in 
Bezug auf Ergänzungsabgabe 1968 

Befristung war bei Einführung der Kompetenzgrundlage Art 106 I Nr. 7 GG 
durch Finanzverfassungsgesetz v. 23.12.1955, BGBl. I 1955, 817, nicht 
vorgesehen  

  Fehlende Befristung allein begründet nicht die Verfassungswidrigkeit 
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  Kompetenz des Bundes gem. Art. 106 I Nr. 6 GG 

 Historische Auslegung 

Begründung Finanzverfassungsgesetz 1955, BT-Drucks. 2/480:                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                           

─  Deckung anderweitig nicht auszugleichender Bedarfsspitzen im 
Bundeshaushalt 

─  Ermöglichung einer elastischen, dem jeweiligen Konjunkturzyklus 
angepassten Finanzpolitik 

─  Vermeidung einer Revision der Steuerverteilungsquoten, falls den Bund 
Mehrbelastungen treffen. 

Systematisch ergibt sich Ausnahmecharakter der Ergänzungsabgabe sowohl aus 
Verteilung des ESt/KSt-Aufkommens durch Art. 106 III 2 GG als auch durch die 
Funktion der Umsatzsteuer als bewegliches Element (Art. 106 III 4, IV GG).  
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  Kompetenz des Bundes gem. Art. 106 I Nr. 6 GG  

Folgt aus Ausnahmecharakter der Ergänzungsabgabe, dass es sich nicht 
um ein dauerhaftes Finanzierungsinstrument handeln darf? 

 Ablehnend BVerfG v. 8.9.2010:  

Keine Begrenzung auf „vorübergehende Bedarfsspitzen“, sondern Art. 106 I Nr. 6 
(vormals Nr. 7) GG sei auch geschaffen worden für den Fall, dass sich aus der 
Verteilung der  Aufgaben zwischen Bund und Ländern auch für längere Zeit ein 
Mehrbedarf – allein – des Bundes ergibt, „dessen Deckung durch eine Erhöhung 
der ESt und KSt die Steuerpflichtigen unnötig belasten und konjunkturpolitisch 
unerwünscht sein könne, wenn eine Erhöhung der Gesamtbelastung vom 
Standpunkt der Länder nicht erforderlich sei“ 

Wiedervereinigung begründet „eine Finanzierungsaufgabe …, deren zeitliches 
Ende nicht absehbar ist“. Übernommener Finanzierungsbedarf bedeutet für den 
Bundeshaushalt eine „sehr große, auf viele Jahre nicht absehbare 
Finanzierungslücke“.   
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  Kompetenz des Bundes gem. Art. 106 I Nr. 6 GG  

Wie wirkt sich die Verwendung des Aufkommens aus dem SolZ aus? 

BFH v. 21.7.2011 II R 52/10:  

Mittelverwendung irrelevant, SolZ fließt als Steuer in den allgemeinen Haushalt, SolZ dient 
der allgemeinen Einnahmeverbesserung des Bundes 

Dagegen: 

 Zwar keine Zweckbindung des Aufkommens, aber nach außen erkennbare Verknüpfung mit BEZ im 
Rahmen des Solidarpaktes 

Zunehmendes massives Missverhältnis zwischen teilungsbedingten BEZ und SolZ-Aufkommen: 

•  2012: Einnahmen SolZ 13.6 Mrd. Euro; Solidarpakt II-Ausgaben: 7,3 Mrd. 
•  2017: Einnahmen SolZ 17,5 Mrd. Euro; Solidarpakt II-Ausgaben: 3,5 Mrd. 

Relevanz der Gesamtkosten der Wiedervereinigung? Vergangenheitsorientierte Betrachtung, die sich an 
Gesamtkosten der orientiert, kann nicht die aktuelle Aufrechterhaltung des Sonderbedarfs-
finanzierungsinstruments rechtfertigen. 

 Austausch der Zwecke während des Bestehens einer Ergänzungsabgabe? 

 Hat unabhängig davon, ob dies grds. möglich wäre, nicht stattgefunden. 
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  Kompetenz des Bundes gem. Art. 106 I Nr. 6 GG  
−  Verfassungsmäßigkeit spätestens für VZ ab 2012 m.E. nicht mehr 

gegeben. 

−  Großzügigerer Maßstab könnte angelegt werden, wenn es sich nur um ein 
Übergangsphänomen handelt.  

Würde aber konkrete Pläne bzgl. der Zukunft des SolZ voraussetzen. 

Wirkung einer möglichen Verfassungswidrigkeit:  

Im Zweifel wird BVerfG nur mit ex nunc- bzw. pro futuro-Wirkung entscheiden. 
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  Ersatzlose Streichung im Hinblick auf den Gewöhnungseffekt unrealistisch. 

  Integration in den Einkommensteuertarif  

 (P) Verteilungswirkungen im Hinblick auf die 972 €-Freigrenze (§ 3 III 1 SolZG) 

  Fortführung des SolZ (über 2019) hinaus setzt m.E. neue 
Kompetenzgrundlage voraus.  

  Spiegelung durch Zuschlagsrechte der Länder? 
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